
 

  

S 4 AL 106/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Konkursausfallgeld

maßgebendes Insolvenzereignis
Konkursausfallgeldzeitraum
Arbeitsentgeltanspruch
neues Arbeitsverhältnis
Auflösung des alten Arbeitsverhältnisses
Verweigerungsrecht des Arbeitnehmers
Ausschluss von Zeiten

Leitsätze 1. Zeiten in denen der Anspruch auf
Arbeitsentgelt nach § 12 S 4 KSchG
entfällt sind nicht Zeiten eines
Arbeitsverhältnisses iS von § 141b Abs 1
S 1 AFG bzw § 183 Abs 1 S 1 SGB III
(Anschluss an EuGH vom 15.5.2003 
C-160/01 "Mau" = EuGHE I 2003 4791 = 
NJW 2003 2371).
2. Eine Auslegung des § 141b AFG bzw
des § 183 SGB 3 dahin maßgebendes
Insolvenzereignis sei der Antrag auf
Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist
nicht möglich.

Normenkette AFG § 141b Abs 1 S 1
SGB III § 183 Abs 1 S 1
KSchG § 12 S 4
EWGRL 987/80 Art 3 Abs 2
EWGRL 987/80 Art 4 Abs 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 AL 106/98
Datum 22.09.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 147/99
Datum 05.12.2002

3. Instanz

                               1 / 4

https://dejure.org/gesetze/KSchG/12.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/141b.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/141b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/183.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-160/01
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202003%202371
https://dejure.org/gesetze/AFG/141b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/183.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/141b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/183.html
https://dejure.org/gesetze/KSchG/12.html


 

Datum 18.12.2003

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des Landessozialgerichts fÃ¼r das
Land Brandenburg vom 5. Dezember 2002 aufgehoben und der Rechtsstreit zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Der KlÃ¤ger begehrt hÃ¶heres Konkursausfallgeld (Kaug).

Die W. GmbH & Co KG (im Folgenden: KG) kÃ¼ndigte das ArbeitsverhÃ¤ltnis des bei
ihr als Bauhelfer beschÃ¤ftigten KlÃ¤gers am 6. Januar 1997 zum 13. Januar 1997.
Daraufhin wandte sich der KlÃ¤ger an das zustÃ¤ndige Arbeitsgericht (ArbG), das
die KG zur Zahlung von 7.070,63 DM brutto Verzugslohn fÃ¼r die Zeit ab Dezember
1996 verurteilte und feststellte, das ArbeitsverhÃ¤ltnis sei durch die KÃ¼ndigung
vom 6. Januar 1997 nicht aufgelÃ¶st worden (VersÃ¤umnisurteile vom 15. April und
20. Mai 1997). Mit Schreiben seines ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 30. Mai 1997
teilte der KlÃ¤ger, der vom 14. Januar 1997 bis 31. MÃ¤rz 1997 Arbeitslosengeld
(Alg) bezogen und ab 1. April 1997 eine neue BeschÃ¤ftigung bei einem
Gartenbauunternehmen aufgenommen hatte, der KG mit, er lehne eine Fortsetzung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses ab; dieses erlÃ¶sche mit Zugang des Schreibens.

Ã�ber das VermÃ¶gen der KG wurde auf einen am 13. MÃ¤rz 1997 gestellten Antrag
hin das Gesamtvollstreckungsverfahren am 1. Juni 1997 erÃ¶ffnet. Die Beklagte
bewilligte dem KlÃ¤ger Kaug in HÃ¶he von 670,47 DM fÃ¼r die Zeit vom 1. MÃ¤rz
1997 bis 31. Mai 1997. Dabei ging sie davon aus, der KlÃ¤ger habe auch fÃ¼r die
Zeit vom 1. April bis zum 31. Mai 1997 AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt gegen die
KG. Auf die nicht erfÃ¼llten AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt rechnete sie das Alg
fÃ¼r MÃ¤rz 1997 sowie den vom KlÃ¤ger bei dem Gartenbauunternehmen im April
und Mai 1997 erzielten Verdienst an (Bescheid vom 17. Oktober 1997). Mit seinem
Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, er habe gegen die KG auch
ArbeitsentgeltansprÃ¼che fÃ¼r die Zeit ab Dezember 1996; die Beklagte sei
deshalb nicht berechtigt, den auf April und Mai 1997 entfallenden
Zwischenverdienst im Kaug-Zeitraum zu berÃ¼cksichtigen. Der Widerspruch blieb
erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 27. Februar 1998), ebenso die Klage und die
Berufung des KlÃ¤gers (Urteile des Sozialgerichts vom 22. September 1999 und des
Landessozialgerichts (LSG) vom 5. Dezember 2002).

Das LSG hat zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung ua ausgefÃ¼hrt: MaÃ�gebend
seien noch die Vorschriften des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG).
Insolvenzereignis sei gemÃ¤Ã� Â§ 141b AFG die ErÃ¶ffnung der
Gesamtvollstreckung Ã¼ber das VermÃ¶gen der KG am 1. Juni 1997; der Kaug-
Zeitraum umfasse mithin die Zeit vom 1. MÃ¤rz bis 31. Mai 1997. Daran Ã¤ndere
sich auch nichts bei Annahme einer Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses vor dem
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1. Juni 1997; als frÃ¼herer Zeitpunkt komme nur der 31. Mai 1997 in Betracht.
Kaug stehe dem KlÃ¤ger in HÃ¶he des im Kaug-Zeitraum entgangenen
Arbeitsentgelts abzÃ¼glich des erhaltenen Alg und des erzielten
Zwischenverdienstes zu. Die Anrechnung des Zwischenverdienstes beruhe auf Â§
615 Satz 2 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB); eine BerÃ¼cksichtigung der
ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers, der Zwischenverdienst sei auf den Verzugslohn ab
Dezember 1996 anzurechnen, erscheine ausgeschlossen. Der Gesetzgeber knÃ¼pfe
fÃ¼r das Kaug an die PeriodizitÃ¤t der Lohnzahlung an, das Kaug solle also nur das
im Kaug-Zeitraum erarbeitete Arbeitsentgelt sichern; diese Betrachtungsweise lasse
sich mit einer Gesamtabrechnung nicht in Ã�bereinstimmung bringen.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision wendet sich der KlÃ¤ger gegen die
Auffassung des LSG zur Anrechnung des Zwischenverdienstes. Nach dem
Rechtsgedanken des Â§ 366 Abs 2 BGB mÃ¼sse ein wÃ¤hrend des Verzugs des
Arbeitgebers erzielter Zwischenverdienst zunÃ¤chst auf die Ã¤ltesten, am ehesten
von VerjÃ¤hrung bedrohten ZeitrÃ¤ume angerechnet werden. DarÃ¼ber hinaus
macht der KlÃ¤ger nach Hinweisen des Senats auf Â§ 12 Satz 4
KÃ¼ndigungsschutzgesetz (KSchG) und auf neuere Rechtsprechung des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofes (EuGH) geltend, in der Zeit ab April 1997 habe kein
ArbeitsverhÃ¤ltnis iS des Â§ 141b AFG mit der KG bestanden und ihm sei Kaug
bereits fÃ¼r die dem Antrag auf ErÃ¶ffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens
vorausgehenden drei Monate zu gewÃ¤hren.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts fÃ¼r das Land Brandenburg vom 5. Dezember
2002 und das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 22. September 1999
aufzuheben sowie den Bescheid der Beklagten vom 17. Oktober 1997 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 27. Februar 1998 abzuÃ¤ndern und die Beklagte
zu verurteilen, dem KlÃ¤ger einen weiteren Betrag in HÃ¶he von 1685,79 Euro
(3297,13 DM) als Kaug zu zahlen,

hilfsweise,

das Urteil des Landessozialgerichts fÃ¼r das Land Brandenburg vom 5. Dezember
2002 aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das Berufungsgericht zurÃ¼ckzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt an der Auffassung fest, der Dreimonatszeitraum des Â§ 141b AFG sei nach
dem Zeitpunkt der ErÃ¶ffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens am 1. Juni 1997
zu bestimmen. Die Monate April und Mai 1997 seien Zeiten des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses iS des Â§ 141b AFG.

II
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Die Revision des KlÃ¤gers ist iS der Aufhebung des Urteils des LSG und der
ZurÃ¼ckverweisung begrÃ¼ndet. Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen kann
der KlÃ¤ger einen Anspruch auf hÃ¶heres Kaug haben, als ihm bislang zuerkannt
worden ist; insoweit erlauben die bisherigen tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG
keine abschlieÃ�ende Entscheidung.

1. Da es um einen Anspruch auf Kaug fÃ¼r die Zeit vor dem 1. Juni 1997 geht, sind
die Vorschriften des AFG anzuwenden (Art 82 Abs 2 des ArbeitsfÃ¶rderungs-
Reformgesetzes vom 24. MÃ¤rz 1997, BGBl I 594). Nach Â§ 141b Abs 1 Satz 1 AFG
hat Anspruch auf Kaug ein Arbeitnehmer, der bei ErÃ¶ffnung des Konkursverfahrens
Ã¼ber das VermÃ¶gen seines Arbeitgebers â�� bzw bei ErÃ¶ffnung des
Gesamtvollstreckungsverfahrens, vgl Â§ 249c Abs 21 AFG â�� noch AnsprÃ¼che auf
Arbeitsentgelt fÃ¼r die letzten der ErÃ¶ffnung vorausgehenden drei Monate des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses hat (jetzt: Â§ 183 Sozialgesetzbuch Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung). Das LSG hat wie die Beklagte als maÃ�gebliches
Insolvenzereignis die ErÃ¶ffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens Ã¼ber das
VermÃ¶gen der KG am 1. Juni 1997 angesehen. Das LSG hat weiter angenommen,
der KlÃ¤ger habe aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der KG noch AnsprÃ¼che auf
Arbeitsentgelt fÃ¼r die Monate MÃ¤rz bis Mai 1997 gehabt, worauf allerdings der
ab April 1997 erzielte Zwischenverdienst anzurechnen sei. Dies hÃ¤lt â�� ua unter
BerÃ¼cksichtigung des erst nach der Entscheidung des LSG ergangenen Urteils des
EuGH vom 15. Mai 2003, C-160/01,
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